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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Richtlinie des Rates über die Anwendung des Artikels 5 
der Richtlinie des Rates vom 4. März 1969 zur Harmonisierung der Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften über den aktiven Veredelungsverkehr 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Richtlinie des Rates vom 4. März 
1969 zur Harmonisierung der Rechts- und Verwal- 
tungsvorschriften über den aktiven Veredelungs- 
verkehr ^), insbesondere auf Artikel 29, 
auf Vorschlag der Kommission, 
in Erwägung nachstehender Gründe; 

Nach Artikel 5 der vorgenannten Richtlinie setzt 
die Bewilligung des aktiven Veredelungsverkehrs 
voraus, daß er dazu beiträgt, die günstigsten Voraus- 
setzungen für die Ausfuhr der veredelten Waren zu 
schaffen, ohne daß wesentliche Interessen von Her- 
stellern in der Gemeinschaft beeinträchtigt werden. 

Gemäß Artikel 9 Absatz 1 der Richtlinie des Ra- 
tes von 4. März 1969 zur Harmonisierung der Rechts- 
und Verwaltungsvorschriften über Zollager kön- 
nen die in Zollagern eingelagerten Waren den übli- 
chen Behandlungen unterzogen werden, die der Er- 
haltung der Ware oder der Verbesserung ihrer Auf- 
machung oder Handelsgüte dienen, wobei Einschrän- 
kungen wirtschaftlicher Art nicht gemacht werden. 

Die Tatsache, daß diese Behandlungen, die aktive 
Veredelungsverkehre im Sinne des Artikels 2 Ab- 
satz 3 der Richtlinie Nr. 69/73/EWG darstellen, in 
diesem Verfahren unter den gleichen Vorausset- 
zungen durchgeführt werden können, beeinträchtigt 
also nicht die wesentlichen Interessen von Herstel- 
lern in der Gemeinschaft. Somit sind für sie die in 


1) Richtlinie Nr. 69/73/EWG, Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften Nr. L 58 vom 8. März 1969, S. 2 

2) Richtlinie Nr. 69/74/EWG, Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften Nr. L 58 vom 8. März 1969, S. 8 


Artikel 5 der Richtlinie vorgesehenen Vorausset- 
zungen erfüllt. 

Es wäre eine unnötige Verwaltungserschwernis, 
von den zuständigen Behörden eine Beurteilung der 
wirtschaftlichen Bedeutung dieser Vorgänge in je- 
dem Einzelfall zu fordern — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

1. Wenn Vorgänge, die als übliche Behandlungen 
im Sinne der Richtlinie des Rates vom 21. Juni 
1971 gelten, im Rahmen des aktiven Verede- 
lungsverkehrs erfolgen, gelten sie ebenfalls als 
Beitrag zur Schaffung der günstigsten Voraus- 
setzungen für die Ausfuhr, ohne daß wesentliche 
Interessen von Herstellern in der Gemeinschaft 
im Sinne des Artikels 5 Absatz 1 der Richtlinie 
vom 4. März 1969 zur Harmonisierung der Rechts- 
und Verwaltungsvorschriften über den aktiven 
Veredelungsverkehr beeinträchtigt werden. 

2. Die in Absatz 1 genannten Veredelungsvorgänge 
dürfen nur im Rahmen der gemeinschaftlichen 
oder einzelstaatlichen Regelung, der sie gegebe- 
nenfalls unterliegen, vorgenommen werden. 

Artikel 2 

Jeder Mitgliedstaat unterrichtet die Kommission 
über die Bestimmungen, die er zur Anwendung die- 
ser Richtlinie erläßt. Die Kommission teilt diese In- 
formationen den anderen Mitgliedstaaten mit. 

Artikel 3 

Diese Richtlinie ist an alle Mitgliedstaaten gerichtet. 

3) Richtlinie Nr. 71/235/EWG, Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften Nr. L 134 vom 29. Juni 1971, S. 28 
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Begründung 

Artikel 5 der Richtlinie des Rates vom 4, März 
1969 zur Harmonisierung der Rechts- und Verwal- 
tungsvorschriften über den aktiven Veredelungs- 
verkehr zählt die wirtschaftlichen Kriterien auf, die 
vor der Bewilligung des aktiven Veredelungsver- 
kehrs zu berücksichtigen sind. Diese Kriterien sollen 
das erforderliche Gleichgewicht zwischen den wesent- 
lichen Interessen der verarbeitenden Industrien und 
denen der Hersteller in der Gemeinschaft gewähr- 
leisten. 

Die in diesem Zusammenhang von den Verarbeitern 
geltend gemachten Gründe für die Bewilligung die- 
ses Verfahrens sind von Fall zu Fall von den ein- 
zelstaatlichen zuständigen Behörden zu beurteilen. 

Die bei der Verwaltung dieses Verfahrens erwor- 
bene Erfahrung läßt jedoch den Schluß zu, daß bei 
einer Reihe von aktiven Veredelungsvorgängen, die 
mit den Behandlungen übereinstimmen, die in der 
Richtlinie des Rates vom 21. Juni 1971 über die Har- 
monisierung der Rechts- und Verwaltungsvorschrif- 
ten für die in Zollagern und Freizonen zulässigen 
üblichen Behandlungen aufgeführt sind, angesichts 
der Einfachheit dieser Vorgänge die Voraussetzun- 
gen des Artikels 5 als erfüllt gelten können. 

Eine Vereinfachung im Bereich der praktischen An- 


wendung des Artikels 5 wird die Aufgabe der zu- 
ständigen einzelstaatlichen Behörden erleichtern. 

Es erweist sich deshalb als angezeigt, Durchfüh- 
rungsbestimmungen vorzusehen, nach denen der 
aktive Veredelungsverkehr für die vorgenannten 
einfachen Vorgänge bewilligt werden kann, wenn 
man davon ausgeht, daß das zwischen den wesent- 
lichen Interessen der Verarbeiter und der Hersteller 
in der Gemeinschaft angestrebte Gleichgewicht als 
gesichert gilt. 

Zu Artikel i 

Dieser Artikel legt den Gegenstand dieser Durch- 
führungsrichtlinie fest. 

Die Vorgänge, für die diese Vereinfachungsmaß- 
nahme gewährt werden kann, sind die gleichen, die 
in der Liste in Artikel 1 der Richtlinie des Rates vom 
21. Juni 1971 über die in Zollagern und Freizonen 
zulässigen üblichen Behandlungen aufgeführt sind. 

In Absatz 2 sind die in Artikel 1 Absatz 2 der Richt- 
linie über die üblichen Lagerbehandlungen vorge- 
sehenen Einschränkungen aufgeführt. Absatz 1 gilt 
also unter Berücksichtigung anderer gegebenenfalls 
im Rahmen der einzelstaatlichen oder gemeinschaft- 
lichen Regelungen getroffenene Maßnahmen. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 21. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
21. August 1973 - 1/4 (IV/ 1)- 680 70 - E ~ Ha 30/73: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 2. August 1973 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozial ausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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